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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 38. 


(Nr. 4734.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 9. Juni 1857., betreffend die Abaͤnderung der Apoints 
der nach dem Privilegium vom 13. November 1854. dem Kreiſe Cammin 
geſtatteten Ausgabe von 180,000 Rthlr. auf den Inhaber lautender Kreis⸗ 
Obligationen. 


Au den Bericht vom 26. Mai d. J. genehmige Ich, daß die nach dem 
Privilegium vom 13. November 1854. (Geſetz-Sammlung für 1854. S. 638.) von 
dem Camminer Kreiſe im Betrage von 180,000 Rthlr. auszufertigenden, auf den 
Inhaber lautenden Kreis⸗Obligationen ſtatt in den dort beſtimmten 100 Apoints 
a 1600 Rthlr., 600 Apoints à 100 Rthlr. und 400 Apoints à 50 Rthlr., in 
60 Stuͤck Obligationen A 1000 Rthlr., 1000 Stuͤck Obligationen A 100 Rthlr. 
und 400 Stuͤck Obligationen à 50 Rthlr. ausgegeben werden. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß 
zu bringen. i 


Berlin, den 9. Juni 1857. 
Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. v. Weſtphalen. Fuͤr den abweſenden Finanzminiſter: 
v. Raumer. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten, 
den Miniſter des Innern und den Finanzminiſter. 


Jahrgang 1857. (Nr. 47344735.) 73 (Nr. 4735.) 
Ausgegeben zu Berlin den 18. Juli 1857. 
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(Nr. 4735.) Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, betreffend das Statut der unter dem Namen „Glad⸗ 
bacher Aktiengeſellſchaft fuͤr Druckerei und Appretur“ mit dem Domizil 
zu Gladbach errichteten Aktiengeſellſehaft. Vom 22. Juni 1857. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


fuͤgen hiermit zu wiſſen, daß wir die Errichtung eines Aktien⸗Unternehmens 
unter der Benennung „Gladbacher Aktiengeſellſchaft fuͤr Druckerei und Appretur“, 
deren Sitz Gladbach ſein ſoll, und welche bezweckt: 


die Errichtung und den Betrieb von Appretir⸗Anſtalten, Faͤrbereien 
und Druckereien aller Art, ſowie die weitere Verarbeitung von Garnen 
und Geweben, imgleichen den An- und Verkauf der bezuͤglichen Stoffe, 
Ganz⸗ und Halbfabrikate, 


auf Grund des Geſetzes vom 9. November 1843. genehmigt und dem mittelſt 
notariellen Aktes vom 7. Mai d. J. feftgeftellten Geſellſchaftsſtatute Unſere 
landesherrliche Beftätigung mit der Maaßgabe ertheilt haben, daß in dem, dem 
Statute angeſchloſſenen Schema (A.) für die auszugebenden Aktien die Bei⸗ 
fuͤgung nicht von zehn, ſondern nur von fuͤnf Dividendenſcheinen vorzuſehen iſt. 


Wir befehlen, daß dieſe Urkunde mit dem erwähnten notariellen Akte für 
immer verbunden und nebſt dem Wortlaute des Statuts durch die Geſetz-Samm⸗ 
lung und durch das Amtsblatt Unſerer Regierung in Duͤſſeldorf zur öffent⸗ 
lichen Kenntniß gebracht werde. 5 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Marienbad, den 22. Juni 1857, 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. Simons. 


Statut 


Statut 


der 


Gladbacher Aktiengeſellſchaft für Druckerei und Appretur. 


f Titel J. 
Bildung, Sitz, Dauer und Gegenſtand der Geſellſchaft. 


Artikel 1. 

Unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung wird zwiſchen 
den oben bezeichneten Perſonen und allen denjenigen, welche ſich durch Erwer⸗ 
bung von Aktien betheiligen werden, eine Aktiengeſellſchaft nach Artikel 29. und 
folgenden des Rheiniſchen Handelsgeſetzbuches in Gemaͤßheit des Geſetzes vom 
9. November 1843. unter nachfolgenden Formen errichtet. 

Die Geſellſchaft erhaͤlt den Namen: 


„Gladbacher Aktiengeſellſchaft für Druckerei und Appretur.“ 


Artikel 2. 
Der Sitz der Geſellſchaft iſt zu Gladbach. 


Artikel 3. 

Die Dauer der Geſellſchaft iſt auf funfzig Jahre beſtimmt, vom Tage 
der landesherrlichen Genehmigung an gerechnet. Die Generalverſammlung kann 
eine Verlängerung der Dauer der Geſellſchaft über dieſe Friſt hinaus (nach 
Art. 46.) beſchließen; dieſer Beſchluß unterliegt der landesherrlichen Geneh⸗ 


migung. 
Artikel 4. s 

Der Zweck der Geſellſchaft iſt die Errichtung und der Betrieb von Ap⸗ 
pretir⸗Anſtalten, Faͤrbereien und Druckereien aller Art, ſowie überhaupt die 
weitere Verarbeitung von Garnen und Geweben in allen dem Konſum anpaſ⸗ 
ſenden Formen. Weiter iſt die Geſellſchaft befugt, mit den beziehendlichen 
Stoffen, Ganz⸗ und Halbfabrikaten Handel zu betreiben, dieſelben zu kaufen 
und zu verkaufen, und alle diejenigen Manipulationen mit den gewonnenen 
Sin eh nen wodurch das Fabrikat dem Markte zugaͤnglicher ge— 
macht wird. 


Titel II. 
Grundkapital, Aktien, Aktionaire. 


Artikel 5. 


Das Grundkapital der Geſellſchaft beſteht aus zweihunderttauſend Tha⸗ 
lern Preußiſch Kurant, in Eintauſend Aktien von zweihundert Thalern jede. 
(Nr, 4735,) 73* Ar⸗ 
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Artikel 6. 


Die Aktien werden, auf jeden Inhaber lautend, in nachfolgender Art 
ausgefertigt. Jede Aktie wird mit einer laufenden Nummer verſehen, aus einem 
Stammregiſter ausgezogen und unter dem Namen des Verwaltungsrathes von 
zwei Mitgliedern deſſelben unterzeichnet. Mit jeder Aktie werden fuͤr einen 
Zeitraum von fuͤnf Jahren Dividendenſcheine, auf jeden Inhaber lautend, nebſt 
Talon ausgereicht, welche nach Ablauf des letzten Jahres durch neue erſetzt 
werden. Die Aktien, Dividendenſcheine und Talons werden nach den unter A. 
und B. beigefuͤgten Formularen ausgeſtellt. 


Artikel 7. 


Die Einzahlung der Aktienbetraͤge erfolgt nach dem Bebuͤrfniſſe der Gefell- 
ſchaft in Raten von fuͤnf bis funfzehn Prozent jedesmal binnen vier Wochen nach 
einer in die durch Artikel 12. bezeichneten Zeitungen einzuruͤckenden Aufforde⸗ 
rung des Verwaltungsrathes an die Geſellſchaftskaſſe zu Gladbach oder an die 
weiter anzugebenden Empfangsſtellen. Jedoch ſollen ſofort nach erfolgter lan⸗ 
des herrlicher Genehmigung des Statuts wenigſtens zehn Prozent und innerhalb 
des erſten Jahres nach dieſem Tage mindeſtens vierzig Prozent des Aktien⸗ 
Kapitals eingefordert und eingezahlt werden. 

Wer innerhalb der in der Aufforderung angegebenen Friſt die Zahlung 
nicht leiſtet, verfaͤllt zu Gunſten der Geſellſchaft in eine Konventionalſtrafe von 
einem Fuͤnftel des ausgeſchriebenen Betrags. Wenn innerhalb zweier Monate 
nach einer erneuerten oͤffentlichen Aufforderung die Zahlung noch immer nicht 
erfolgt, ſo iſt die Geſellſchaft berechtigt, die bis dahin eingezahlten Raten als 
der Geſellſchaft verfallen und die durch die Ratenzahlung, ſowie durch die ur⸗ 
ſpruͤngliche Unterzeichnung dem Aktionair gegebenen Anſpruͤche auf den Empfang 
von Aktien für vernichtet zu erklaren. Eine ſolche Erklaͤrung erfolgt auf Be⸗ 
ſchluß des Verwaltungsrathes durch oͤffentliche Bekanntmachung, unter Angabe 
der Nummer der Aktie. i 

An die Stelle der auf dieſe Art ausſcheidenden Aktionaire ſollen von 
dem Verwaltungsrathe neue Aktienzeichner zugelaſſen werden. Derſelbe iſt ſtatt 
deſſen auch berechtigt, die fälligen Einzahlungen nebſt der Konventionalſtrafe 
gegen die erſten Aktionaire gerichtlich einzuklagen, ſo lange die letzteren noch 
geſetzlich verhaftet ſind. 


Artikel 8. 


„ Ueber die Theilzahlungen werden auf den Namen lautende Interims⸗ 
Quittungen ertheilt und dieſe nach Einzahlung des vollen Betrages gegen die 
Aktiendokumente ausgewechſelt. i 

Die Interimsquittungen werden von zwei Mitgliedern des Verwaltungs⸗ 
rathes Namens deſſelben vollzogen. 


Artikel 9. 
Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Interimsquittungen, a 
0 
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oder Talons mortifizirt werden, ſo erlaͤßt der Verwaltungsrath dreimal in Zwi⸗ 
ſchenraͤumen von vier Monaten eine öffentliche Aufforderung, jene Dokumente 
einzuliefern oder die etwaigen Rechte an denſelben geltend zu machen. Sind, 
nachdem zwei Monate nach der letzten Aufforderung vergangen, die Dokumente 
nicht eingeliefert, oder die Rechte nicht geltend gemacht worden, ſo erklaͤrt das 
betreffende Landgericht die Dokumente für nichtig. Der Verwaltungsrath ver⸗ 
oͤffentlicht dieſen Beſchluß durch die Geſellſchaftsblaͤtter und fertigt an Stelle 
dieſer Dokumente andere aus. 

Die Koſten dieſes Verfahrens fallen nicht der Geſellſchaft, ſondern dem 
Betheiligten zur Laſt. 

Dividendenſcheine koͤnnen weder aufgeboten, noch mortiftzirt werden. Doch 
ſoll demjenigen, welcher den Verluſt der Dividendenſcheine vor Ablauf der Ver⸗ 
jaͤhrungsfriſt bei dem Verwaltungsrathe anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
durch Vorzeigung der Aktien oder ſonſt in glaubhafter Weiſe darthut, nach 
Ablauf der Verfaͤhrungsfriſt der Betrag der angemeldeten und bis dahin nicht 
vorgekommenen Dividendenſcheine gegen Quittung ausbezahlt werden. 


Artikel 10. 


Alle Aktionaire haben in Gladbach Domizil zu waͤhlen. Diejenigen, die 
kein beſonderes Domizil gewaͤhlt haben, ſollen ſo angeſehen werden, als haͤtten 
fie ihr Domizil auf dem Sekretariate des Handelsgerichts zu Gladbach. Meh⸗ 
rere Repraͤſentanten und Rechtsnachfolger eines Aktionairs ſind nicht befugt, 
ihre Rechte einzeln und getrennt auszuuͤben, ſie koͤnnen dieſelben vielmehr nur 
zuſammen, und zwar durch Eine Perſon, wahrnehmen laſſen. 


Artikel 11. 


Ueber den Betrag der Aktien hinaus iſt der Aktionair, unter welcher 
Benennung es auch ſei, zu Zahlungen nicht verpflichtet, den einzigen Fall der 
im Artikel 7. vorgeſehenen Konventionalſtrafe ausgenommen. 


Artikel 12. 


Alle öffentlichen Bekanntmachungen der Geſellſchaft erfolgen in dem 
Kreisblatte von Gladbach, dem Intelligenzblatte von Rheydt, dem Verkuͤndiger 
von Vierſen und in der Koͤlniſchen Zeitung. . i 

Geht eins dieſer Blätter ein, fo ſoll die Veröffentlichung in den uͤbrig 
bleibenden Blättern fo lange genuͤgen, bis die naͤchſte Generalverſammlung an 
die Stelle des eingegangenen Blattes ein anderes beſtimmt und daſſelbe die 
Genehmigung der Regierung zu Duͤſſeldorf erhalten hat, inſofern nicht ſchon 
vor dieſer Zeit eine ſolche Beſtimmung durch den Verwaltungsrath getroffen 
und von der Regierung genehmigt worden iſt. Die Regierung zu Duͤſſeldorf 
iſt befugt, die Wahl anderer Blaͤtter zu fordern, noͤthigenfalls ſolche vorzu⸗ 
ſchreiben. Alle in Betreff der Geſellſchaftsblaͤtter eintretenden Aenderungen 
ſind durch das Amtsblatt dieſer Regierung und durch die bleibenden Geſell⸗ 
ſchaftsblaͤtter, und, wenn das eingehende Blatt in dem Bezirke einer anderen 
Regierung erſchienen iſt, auch durch das Amtsblatt der letzteren bekannt 
zu machen. i f 

(Nr. 4735.) Titel 
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Titel III. 
Von dem Verwaltungsrathe. 


Artikel 13. 


Die obere Leitung der Geſellſchaft, ſowie die Vertretung derſelben in 
allen Beziehungen wird einem von der Generalverſammlung ernannten Ver⸗ 
waltungsrathe anvertraut. Die Wahlverhandlung erfolgt in Gegenwart eines 
Notars, und ein von dieſem uͤber das Reſultat derſelben ausgeſtellter Akt bildet 
die Legitimation der Verwaltung. 1 

Der Verwaltungsrath beſteht aus zehn Mitgliedern. Ihre Funktionen 
dauern ſechs Jahre. „ 

Nach zwei Jahren ſcheiden die drei an Dienſtjahren aͤlteſten Mitglieder, 
nach vier Jahren die darnach folgenden drei Mitglieder und nach ſechs Jahren 
die uͤbrigen Mitglieder aus dem Verwalkungsrathe aus. 

0 Die Generalverſammlung waͤhlt ihre Nachfolger durch geheime Ab—⸗ 
immung. 

Welche Mitglieder in den Jahren, wo der Turnus noch nicht feſtſteht, 
auszuſcheiden haben, wird durch das Loos beſtimmt. 

Die Ausſcheidenden ſind wieder wählbar. Die Namen der Gewählten 
werden durch die im Artikel 12. benannten Blätter Öffentlich bekannt gemacht. 


Artikel 14, 


Für die Dauer des Baues des Etabliſſements und fuͤr die erſten ſechs 
Jahre des Geſchaͤftsbetriebes bilden die Stifter der Geſellſchaft, die Herren: 
Friedrich Diergardt, Franz Wilhelm Königs, Wilhelm Heinrich Lamberts 
Martins Sohn, Anton Lamberts Chr. Sohn, Johann Heinrich Pferdmenges, 
Guſtav Adolph Braß, Auguft Kleinjung, Johann Wilhelm Furmanns, Johann 
Wilhelm Brink ſenior und Johann Peter Pauen den Verwaltungsrath. 

Dieſer hat alle ſtatutmaͤßigen Rechte und Pflichten, jedoch mit Ausnahme 
der Befugniß zur Erwerbung und Veraͤußerung von Immobilien, wozu derſelbe 
in jedem einzelnen Falle die beſondere Ermächtigung der Generalverſammlung 
bedarf. Der erſten Generalverſammlung ſteht es indeſſen frei zu beſchließen, 
daß dieſer erſte Verwaltungsrath die vollen, in Artikel 19. angegebenen Be⸗ 
fugniſſe auszuüben habe. 

Die erſte theilweiſe Erneuerung deſſelben findet in der ordentlichen Gene⸗ 
ralverſammlung des Jahres 1863. ſtatt. a 

Die Generalverſammlung hat das Recht, mit einer Mehrzahl von drei 
Vierteln der anweſenden Stimmen eines oder mehrere Mitglieder des Ver⸗ 
waltungsrathes auszuſcheiden und an deren Stelle neue Mitglieder zu wahlen. 

Jedoch muß dazu ein Antrag von wenigſtens zehn Aktionairen, die zu⸗ 
leiht be vierzig oder mehr Aktien beſitzen, rechtzeitig (Artikel 34.) einge⸗ 
reicht ſein. 


Ar⸗ 
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Artikel 15. 


Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes muß mindeſtens zehn Aktien be⸗ 
ſitzen oder erwerben. 5 

Die Dokumente dieſer Aktien werden in das Archiv der Geſellſchaft hin⸗ 
terlegt und bleiben, ſo lange die Funktionen des Inhabers als Verwaltungs⸗ 
rath dauern, unveraͤußerlich. 


Artikel 16. 


Der Verwaltungsrath waͤhlt aus ſeiner Mitte einen Praͤſidenten und 
einen Vizepraͤſidenten. Ihre Funktionen in dieſer Eigenſchaft dauern Ein 
Jahr; ſie ſind nach Ablauf deſſelben wieder waͤhlbar. Sollten beide verhin⸗ 
dert ſein, einer Sitzung des Verwaltungsrathes beizuwohnen, ſo uͤbernimmt das 
anweſende, nach den Lebensjahren aͤlteſte Mitglied den Vorſitz. Die Namen 
der Gewählten werden gleich wie diejenigen der Mitglieder des Verwaltungs⸗ 
ad und ebenſo alle darin vorkommenden Veränderungen öffentlich bekannt 
gemacht. 


ee 


Kommt in außergewoͤhnlicher Weiſe die Stelle eines Mitgliedes des 
Verwaltungsrathes zur Erledigung, fo wird dieſelbe vorläufig für die Dauer 
bis zur naͤchſten Generalverſammlung von dem Verwaltungsrathe wieder beſetzt. 

Die definitive Wiederbeſetzung erfolgt durch die Wahl der Generalver⸗ 
ſammlung. Das in dieſer Weiſe gewaͤhlte Mitglied ſcheidet in dem Termine 
aus, an welchem die Dauer der Funktionen ſeines Vorgaͤngers aufgehoͤrt ha⸗ 
ben wuͤrde. 

Bis zu der im Artikel 14. beſtimmten erſten theilweiſen Erneuerung er⸗ 
gaͤnzt der Verwaltungsrath ſich ſelbſt. 

Saͤmmtliche hier vorgeſehene Erſatzwahlen erfolgen in Gegenwart eines 
Notars und muͤſſen oͤffentlich bekannt gemacht werden. 


Artikel 18. 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich regelmaͤßig an den von ihm feſt⸗ 
0 8 Terminen und außerordentlich, fo oft der Vorſitzende es fuͤr noͤ⸗ 
thig haͤlt. 

. Der letztere iſt außerdem verpflichtet, den Verwaltungsrath zu berufen, 
ſofern von drei Mitgliedern deſſelben darauf angetragen wird. Die Einladun⸗ 
gen zu den nicht feſtſtehenden Sitzungen erfolgen mindeſtens drei Tage vorher. 
Die Verſammlungen des Verwaltungsrathes finden am Sitze der Geſellſchaft 
ſtatt. Die Beſchluͤſſe des Verwaltungsrathes werden nach abſoluter Stimmen⸗ 
mehrheit der anweſenden Mitglieder gefaßt, in ein dazu beſtimmtes Protokoll⸗ 
buch eingetragen und von den Anweſenden unterzeichnet. f 

Im Falle der Stimmengleichheit überwiegt die Stimme des Vorſitzenden. 
Bei Wahlen iſt das in Artikel 35. für die Generalverſammlung vorge⸗ 
ſchriebene Verfahren auch hier maaßgebend. | 

(Nr. 4735.) Zur 
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Zur Faſſung eines gültigen Beſchluſſes iſt die Anweſenheit von wenige 
ſtens ſechs Mitgliedern erforderlich. f 


Artikel 19. 


Der Verwaltungsrath beſchließt innerhalb der Grenzen des Statuts über 
alle Angelegenheiten der Geſellſchaft, ſoweit ſolche nicht der Beſchlußnahme der 
Generalverſammlung ausdruͤcklich vorbehalten ſind. 

Er entſcheidet uͤber die Erwerbung und Veraͤußerung von Immobilien 
und Gerechtſamen, uͤber Neubauten, große Reparaturen an den Immobilien, 
ſowie uͤber Lage, Plan und Umfang der zu errichtenden Etabliſſements. 

Er beſtimmt uͤber die Anlegung der disponiblen Fonds; er ſetzt den Tarif 
fuͤr die Leiſtungen der Anſtalt feſt; er beſtimmt die Hoͤhe der zu bewilligenden 
oder in Anſpruch zu nehmenden Kredite; er erkennt uͤber alle Vertraͤge, welche 
ſich auf Regulirung der Preiſe und des Abſatzes der Produkte der Geſellſchaft 
beziehen, ſowie uͤber alle Ankaͤufe von Rohprodukten fuͤr die Fabrikation oder 
für den Handel der Geſellſchaft, inſofern der Gegenſtand des Ein- oder Ver⸗ 
kaufs uͤber den Betrag von zweitauſend Thalern hinausgeht. Er iſt berechtigt, 
uͤber Alles, was das Intereſſe der Geſellſchaft betrifft, Vertraͤge abzuſchließen, 
zu kompromittiren, ſich zu vergleichen und zu ſubſtituiren. 

Sollte die Hoͤhe des in Anſpruch zu nehmenden Kredits, oder der Gegen⸗ 
ſtand des Einkaufs oder eines abzuſchließenden Vertrages oder Vergleichs, oder 
der Preis eines zu erwerbenden Immobiliars den Betrag eines Achtels des emit⸗ 
tirten Aktienkapitals uͤberſchreiten, fo iſt die Genehmigung der Generalverſamm⸗ 
lung erforderlich. 

Derſelben Genehmigung bedarf es, wenn der Taxwerth eines zu ver⸗ 
11 5 Immobiliars den Betrag eines Achtels des emittirten Aktienkapitals 
uͤberſteigt. 

Zu Anleihen iſt desgleichen die Autoriſation der Generalverſammlung 
erforderlich. a 

Die bei der letzteren hieruͤber zu ſtellenden Anträge find bei der Einbe⸗ 
rufung im Allgemeinen anzugeben. 

Er ernennt und entſetzt nach Maaßgabe des Dienſtvertrages den Direktor, 
ſowie in der Regel, auf den Vorſchlag des Direktors, alle uͤbrigen Beamten 
der Geſellſchaft, welche in Jahresgehalt ſtehen und eine Beſoldung von über 
dreihundert Thaler jaͤhrlich erhalten. Er beſtimmt die Gehaͤlter der Beamten 
und die allgemeinen Verwaltungskoſten. Er iſt befugt, alle Beamten der Ge⸗ 
ſellſchaft wegen Dienſtvergehen, Fahrlaͤſſigkeit oder aus anderen Gründen jeder⸗ 
zeit zu entlaſſen. Er erlaͤßt und aͤndert die ſpeziellen Dienſtinſtruktionen für 
den Direktor. 

Sowie der Verwaltungsrath ſelbſt handeln und unterhandeln, Vergleiche 
und Kompromiſſe uͤber alle Angelegenheiten der Geſellſchaft abſchließen kann, 
ſo iſt er auch befugt, in allen dieſen Beziehungen ſich vertreten zu laſſen. 

Der Verwaltungsrath ift befugt, eines oder mehrere feiner Mitglieder, 
ſowie den Direktor oder außerordentliche Kommiſſarien zu beſtimmten Ge⸗ 
ſchaͤften zu delegiren und dieſen die erforderlichen Vollmachten auszufertigen. 
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Artikel 20. 


Fuͤr die der Generalverſammlung vorbehaltenen Entſcheidungen liegt in 
den Beſchluͤſſen der Generalverſammlung über die auszufuͤhrenden Maaßregeln 
zugleich die Ertheilung der General- und Spezialvollmacht an den Verwal⸗ 
tungsrath, dieſe Beſchluͤſſe zu vollziehen oder vollziehen zu laſſen. 


Artikel 21. 


Alle Ausfertigungen des Verwaltungsrathes werden von dem Praͤſiden⸗ 
ten, oder von dem Vizepräſidenten, oder von zwei Mitgliedern Namens des 
Verwaltungsrathes unterſchrieben. 


Artikel 22. 


Der Verwaltungsrath wird nicht beſoldet; er bezieht jedoch, außer dem 
Erſatze für die durch feine Funktionen veranlaßten Auslagen, fuͤr ſeine Muͤhe⸗ 
waltung eine Tantieme von fünf Prozent vom Reingewinn. 

Der Verwaltungsrath ſtellt die Vertheilung dieſer Tantieme unter feine 
Mitglieder feſt. 


Titel IV. 
Vom Direktor. 


Artikel 23. 


Zur ſpeziellen Fuͤhrung der Geſchaͤfte nach den Beſchluͤſſen des Ver⸗ 
waltungsrathes wird aus deſſen Mitte oder auch außerhalb deſſelben ein Di⸗ 
rektor angeſtellt, welcher, wenn er nicht Mitglied des Verwaltungsrathes iſt, 
nur eine berathende Stimme hat. Die Beſoldung des Direktors kann auch 
in einem Antheile am Reingewinn beſtehen. Die Ernennung iſt durch nota⸗ 
riellen Akt zu vollziehen und durch die in Artikel 12. benannten Geſellſchafts⸗ 
blaͤtter bekannt zu machen. Die durch den Verwaltungsrath ausgeſprochene 
Entſetzung des Direktors (Artikel 19.) hat zur Folge, daß alle demſelben vers 
tragsmaͤßig gewaͤhrten Anſpruͤche an die Geſellſchaft auf Beſoldung, Entſchaͤdi⸗ 
gung, Gratifikationen oder andere Vortheile fuͤr die Zukunft von ſelbſt erloͤſchen. 

Dies iſt in den Dienſtvertrag mit aufzunehmen. 


Artikel 24. 


Der Direktor unterzeichnet die Korreſpondenz, ſowie alle Zahlungsan⸗ 
weiſungen auf den Kaſſirer und alle Quittungen. Er acceptirt, unterſchreibt, 
indoſſirt alle Wechſel und Anweiſungen und zeichnet für alle laufenden Ge⸗ 

Jahrgang 1857. (Nr, 4735.) 74 ſchaͤfte, 
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ſchaͤfte, welche als Ausführung der bereits getroffenen Einrichtungen oder ge- 
faßten Beſchluͤſſe oder abgeſchloſſenen Vertraͤge zu betrachten find; doch muͤſ— 
ſen alle Unterſchriften des Direktors von einem der Mitglieder des Verwal⸗ 
tungsrathes oder in Behinderungsfaͤllen von einem Beamten der Geſellſchaft, 
den der Verwaltungsrath delegirt, kontraſignirt werden. | 

117 5 Name dieſes Beamten wird durch die Geſellſchaftsblaͤtter bekannt 
gemacht. 

Der Direktor iſt verpflichtet, bei allen gerichtlichen Verhandlungen, bei 
welchen die Partei durch einen Bevollmaͤchtigten ſich vertreten laſſen kann, die 
Rechte der Geſellſchaft wahrzunehmen. Seine Legitimation bildet die vom 
Verwaltungsrathe zu ertheilende Vollmacht oder Beſtallung. 


Artikel 25. 


Der Direktor ernennt und entſetzt alle Beamten der Geſellſchaft, deren 
Ernennung und Entlaſſung nicht dem Verwaltungsrathe vorbehalten iſt, nach 
Maaßgabe des mit denſelben abgeſchloſſenen Dienſtvertrages. Er iſt befugt, 
diefenigen Beamten, deren Entlaſſung ihm nicht zuſteht, zu ſuspendiren und 
hat uͤber die Entlaſſung derſelben die Entſcheidung des Verwaltungsrathes 
herbeizufuͤhren. Eine hierauf bezuͤgliche Klauſel iſt in den Dienſtvertrag 
mit aufzunehmen. a 


Artikel 26. 


Bei Krankheits- oder ſonſtigen Behinderungsfaͤllen des Direktors uͤber⸗ 
nimmt ein vom Verwaltungsrathe dazu beſtimmtes Mitglied des Verwaltungs⸗ 
rathes oder ein von dieſem ernannter Angeſtellter der Geſellſchaft proviſoriſch 
deſſen Dienſt. 

Der Name dieſes Angeſtellten wird durch die Geſellſchaftsblaͤtter be⸗ 
kannt gemacht. Eine notarielle Ausfertigung des Wahlaktes bildet die Legiti⸗ 
mation des Direktors. 


Artikel 27. 


19 7 8 Direktor muß mindeſtens zehn Aktien der Geſellſchaft beſitzen oder 
erwerben. 

Dieſe Aktien werden in das Archiv der Geſellſchaft hinterlegt und duͤr⸗ 
fen, ſo lange die Funktionen des Inhabers dauern, weder veraͤußert, noch 
übertragen werden. 


Titel V. 
Von den Generalverſammlungen. 
Artikel 28. 


Zur Theilnahme an der Generalverſammlung und an deren Bon 
ungen 
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lungen find nur diejenigen Aktionaire befugt, auf deren Namen eine oder meh⸗ 

rere Aktien acht Tage vor der Verſammlung bei der Direktion angemeldet 

ſind. Die Einſchreibung der Aktien erfolgt bei dem Verwaltungsrathe entwe⸗ 

der gegen Vorzeigung der Aktien oder eines dem Verwaltungsrathe als genu⸗ 

a) Zeugniſſes über den Beſitz derſelben, und auf ſchriftliches 
rſuchen. 

Den in dieſer Weiſe berechtigten Aktionairen, welche ſich perſoͤnlich oder 
durch Bevollmaͤchtigte nach Artikel 30. an der Generalverſammlung betheiligen 
wollen, werden innerhalb der beiden letzten Tage vor der Generalverſammlung 
gegen Ueberreichung der ihnen uͤber die erfolgte Einſchreibung der Aktien 
ertheilten Beſcheinigung Eintrittskarten ertheilt. 

Daſſelbe Verfahren findet auch bei den außerordentlichen Generalver⸗ 
ſammlungen ſtatt. 

Sur Aktien, auf welche fällige Ratenzahlungen ruͤckſtaͤndig find, findet 
eine Theilnahme an der Generalverfammlung nicht ſtatt, und koͤnnen die Inha⸗ 
ber ſolcher Aktien in derſelben ſich auch nicht vertreten laſſen. 


Artikel 29. 


Das Recht des Stimmens beruht nur auf denjenigen Aktien, welche 
nach Artikel 28. zur Theilnahme an der Generalverſammlung befaͤhigen, und 
ſteht mit Ausnahme des im Artikel 43, vorgeſehenen Falles nur den Aktio⸗ 
nairen zu, welche zwei oder mehr Aktien beſitzen. 

Dieſes Recht wird in folgendem Verhaͤltniß ausgeuͤbt: 

a) bis zu zwoͤlf Aktien auf je zwei Aktien Eine Stimme; 
b) für die Aktien, welche Jemand tiber die Zahl zwoͤlf hinaus beſitzt, auf 
je vier Aktien Eine Stimme; jedoch kann Niemand mehr als funfzehn 

Stimmen fuͤr ſeine Perſon abgeben. 


Artikel 30. 


Die Aktionaire koͤnnen ſich in Verhinderungsfaͤllen durch andere, nach 
Artikel 28. zur Theilnahme an den Generalverſammlungen befugte Aktionaire 
vertreten laſſen, die Handlungshaͤuſer aber auch durch ihre Prokuratraͤger, die 
Gemeinden und öffentlichen Inſtitute durch ihre Repraͤſentanten, die Minder- 
jährigen und andere Bevormundete durch ihre Vormuͤnder oder Kuratoren, die 
Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner, wenn die Vertreter auch nicht Aktionaire 
find. Fur mehr als funfzehn Stimmen kann ein Einzelner nicht Vollmachts⸗ 
träger in der Generalverſammlung ſein. Die Pruͤfung der Vollmachten erfolgt 
durch den Verwaltungsrath. Entſtehende Differenzen uͤber die Guͤltigkeit oder 
Zulaſſigkeit einer Bevollmaͤchtigung entſcheidet die Generalverſammlung. 


Artikel 31. 


Die Generalverſammlung tritt regelmaͤßig jaͤhrlich ein Mal, und zwar 


im Monat März, in Gladbach zuſammen. 1 
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Außerdem finden außergewöhnliche Generalverſammlungen ebenfalls in 
Gladbach ſtatt, ſo oft dies vom Verwaltungsrathe fr nöthig erachtet wird, 
oder ſobald wenigſtens zehn Aktionaire, welche mindeſtens Einhundert Aktien 
beſitzen, ſchriftlich darauf antragen. 


Artikel 32. 


Die regelmaͤßigen, wie die außergewoͤhnlichen Generalverſammlungen be⸗ 
ruft der Verwaltungsrath mittelſt oͤffentlicher Bekanntmachungen durch die im 
Artikel 12. erwaͤhnten Blaͤtter. Dieſe Bekanntmachungen ſollen mindeſtens 
vierzehn Tage vor der Generalverſammlung ſtattfinden und die zur Berathung 
kommenden Gegenftände in der Kürze angeben. ö 


Artikel 33. 


Vorbehaltlich der in den Artikeln 43. und 46. enthaltenen Beſtimmungen 
vollbringen ſich alle Beſchluͤſſe und Wahlen der Generalverſammlungen mit ab: 
ſoluter Stimmenmehrheit; ſind die Stimmen gleich, ſo entſcheidet der Vor⸗ 
ſitzende. Wer von den Aktionairen bei der Generalverſammlung nicht erſcheint, 
oder nicht durch Bevollmaͤchtigte ſich vertreten läßt, ift deſſenungeachtet durch 
die Beſchluͤſſe jener Verſammlung gebunden. 


Artikel 34. 


Der zeitige Vorſitzende des Verwaltungsrathes fuͤhrt auch den Vorſitz 
in der Generalverſammlung und ernennt die Skrutatoren. 

Zu Skrutatoren koͤnnen weder Verwaltungsraͤthe, noch Beamte der Ge⸗ 
ſellſchaft ernannt werden. d 

In den regelmaͤßigen Generalverſammlungen werden die Geſchaͤfte in 
nachfolgender Ordnung verhandelt: 


a) Bericht des Verwaltungsrathes tiber die Lage des Geſchaͤftes im Allge⸗ 
meinen und uͤber die Reſultate des verfloſſenen Jahres insbeſondere; 

b) Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes; | 

c) Berathung und Beſchlußnahme über die Antraͤge des Verwaltungs⸗ 
rathes, ſowie über die Anträge einzelner Aktionaire. Letztere muͤſſen ſpaͤ⸗ 
teſtens acht Tage vor der Generalverſammlung dem Verwaltungsrathe 
ſchriftlich eingereicht ſein; 

d) Wahl von drei Kommiſſarien, welche den Auftrag erhalten, die Bilanz 
mit den Buͤchern und Skripturen der Geſellſchaft zu vergleichen und, 
rechtfindend, dem Verwaltungsrathe Decharge zu ertheilen oder an die 
Geſellſchaft zu berichten. 


Artikel 35. 


Die Wahlen werden vermittelft geheimen Skrutiniums BASEL 
enn 
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Wenn ſich bei der erſten Abſtimmung nicht für fo viele Perſonen, als 
zu wahlen ſind, die abſolute Majoritaͤt ergeben hat, ſo wird zu einer zweiten 
Wahl geſchritten. Dabei wird die Liſte der Waͤhlbaren nur aus den Perſo⸗ 
nen, welche naͤchſt den Gewaͤhlten die meiſten Stimmen erhalten haben, aber 
wo moͤglich in der Art gebildet, daß die doppelte Zahl der noch zu Waͤhlenden 
erreicht wird. 

Bei der zweiten Wahl iſt die abſolute Stimmenmehrheit nicht erforder: 
lich, ſondern ſind diejenigen als gewaͤhlt anzuſehen, welche die meiſten Stim⸗ 
men erhalten haben. : 

Bei Stimmengleichheit giebt das Loos den Ausſchlag. 

Auf den Antrag des Vorſitzenden, ſowie auf den Antrag von wenigſtens 
fünf Aktionairen muß auch uͤber andere Gegenſtaͤnde durch geheimes Skruti⸗ 
nium abgeſtimmt werden. 


Artikel 36. 


Die außerordentlichen Generalverſammlungen beſchaͤftigen ſich nur mit 
den Gegenſtaͤnden, die bei der Berufung bezeichnet ſind. 


Artikel 37. 


Die Protokolle der Generalverſammlungen werden von einem Notar auf- 
genommen und von dem Vorſitzenden und den Skrutatoren und von denjenigen 
anweſenden Aktionairen, welche es wuͤnſchen, unterzeichnet. 


Titel VI. 
Bilanz, Dividende und Reſervefonds. 


Artikel 38. 


Am 31. Dezember jeden Jahres wird von dem Direktor eine vollſtaͤndige 
Aufſtellung der Aktiva und Paſſiva der Geſellſchaft gemacht und in das dazu 
beſtimmte Buch eingetragen. 

Dieſe Aufſtellung wird mit den Belegen dem Verwaltungsrathe zur 
Prüfung und Feſtſtellung vorgelegt. Bei Aufſtellung der Aktiva werden die 
Preiſe der Rohſtoffe, Fabrikate und Materialvorraͤthe nach dem niedrigſten lau⸗ 
fenden Werthe feſtgeſtellt und berechnet. 

Wie viel von dem Werthe der Immobilien und Mobilien abgeſchrieben 
werden ſoll, beſtimmt der Verwaltungsrath. 

Es ſollen indeß von dem koſtenden Preiſe der Gebaͤulichkeiten mindeſtens 
zwei Prozent und von demjenigen der Maſchinen und Utenſilien mindeſtens 
fuͤnf Prozent jaͤhrlich fuͤr Abnutzung abgeſchrieben werden. 

Der nach Abzug aller Paſſiva verbleibende Ueberſchuß der Aktiva bildet 
den Jahresgewinn der Geſellſchaft. : 

(Nr. 4735.) Ars 
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Artikel 39. 


Der Verwaltungsrath beſtimmt, wie viel von dem erzielten Reingewinn 
unter die Aktlonaire vertheilt werden ſoll; es ſollen mindeſtens zehn Prozent 
des Reingewinnes zur Bildung eines Reſervefonds zur Deckung außerordent⸗ 
licher Verluſte zuruͤckgelegt werden, bis derſelbe die Hoͤhe von zwanzig Prozent 
des Betrages der ausgegebenen Aktien erreicht. ; 

Der Reſervefonds iſt bis zu dieſer beſtimmten Hoͤhe zu erhalten. Ueber 
die Verwendung des Reſervefonds beſchließt der Verwaltungsrath. 


Artikel 40. 


Die Dividenden ſind in Gladbach an der Kaſſe der Geſellſchaft zahl⸗ 
bar; dieſelben koͤnnen jedoch durch Beſchluß des Verwaltungsrathes auch an 
andern Orten zahlbar geſtellt werden. Hieruͤber iſt jedesmal durch die in Ar- 
tikel 12. bezeichneten Geſellſchaftsblaͤtter Bekanntmachung zu erlaſſen. Die 
Dividenden werden jaͤhrlich am 15. April gegen Einlieferung der ausgegebenen 
Dividendenſcheine ausgezahlt. 


Artikel 41. 


Die jaͤhrliche Bilanz ſoll in den in Artikel 12. bezeichneten Blaͤttern 
mitgetheilt werden. i 


. Artikel 42, 


Die Dividenden verjähren zu Gunſten der Geſellſchaft nach Ablauf von 
Kur 10 von dem Tage ab gerechnet, an welchem dieſelben zahlbar ge⸗ 
ſtellt ſind. 


Titel VII. 
Auflöfung der Geſellſchaft. 


Artikel 43. 


a Von dem Verwaltungsrathe oder von Aktionairen, welche zuſammen 
ein Fuͤnftel des Geſellſchaftskapitals beſitzen, kann der Antrag auf Aufloͤſung 
der Geſellſchaft geftellt, die Aufloͤſung ſelbſt aber nur in einer beſonders dazu 
berufenen Generalverſammlung durch eine Mehrheit von drei Vierteln der an⸗ 
weſenden oder vertretenen Aktien, vorbehaltlich der landesherrlichen Beftätigung, 
beſchloſſen werden. In dieſer Generalverſammlung iſt jeder Aktionair, gleich⸗ 
viel, wie viel Aktien er beſitzt, ſtimmberechtigt und wird jede vertretene Aktie 
fuͤr Eine Stimme gezaͤhlt. Außerdem tritt die Aufloͤſung der Geelſchne 
| en 
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den in den $$. 25. 28. und 29. des Geſetzes vom 9. November 1843. be⸗ 
ſtimmten Fällen ein und wird nach Maaßgabe der in jenen Paragraphen ge⸗ 
troffenen geſetzlichen Beſtimmungen bewirkt. 


Artikel 44. 


Die Geſellſchaft beſtimmt den Modus der Liquidation und die Anzahl 
der Liquidatoren durch Beſchluß der Generalverſammlung; dieſe ernennt letz⸗ 
tere und beſtimmt ihre Befugniſſe. 


Titel VIII. 
Schlichtung von Streitigkeiten und Abaͤnderung der Statuten. 


Artikel 45. 


Streitigkeiten zwiſchen den Aktionairen und der Geſellſchaft ſollen durch 
zwei von den Parteien zu erwaͤhlende, im Regierungsbezirk Duͤſſeldorf woh⸗ 
nende Schiedsrichter, ohne Zulaſſung von Appell und Kaſſation, geſchlichtet wer⸗ 
den. Koͤnnen ſich die beiden Schiedsrichter nicht einigen, ſo ernennt auf deren 
Antrag der zeitige Praͤſident des Handelsgerichts zu Gladbach oder, wenn die⸗ 
fer ſelbſt Aktionair if, der naͤchſte unbetheiligte Handelsrichter nach ihm einen 
Obmann, welcher vorzugsweiſe aus den mit richterlichen Eigenſchaften verſehe⸗ 
nen Juſtizbeamten zu wählen iſt. Iſt eine Partei länger als vierzehn Tage 
nach ergangener Aufforderung mit der Wahl des Schiedsrichters ſaͤumig, fo 
erfolgt die letztere in derſelben Weiſe wie die Wahl des Obmannes. Auch ge⸗ 
gen den Ausſpruch des Obmannes findet weder Appell noch Kaſſation ſtatt. 


Artikel 46. 


Abaͤnderungen des Statuts oder Erhöhung des Grundkapitals koͤnnen 
in einer Generalverſammlung mit einer Mehrheit von drei Vierteln der anwe⸗ 
ſenden oder vertretenen Stimmen beſchloſſen werden, wenn ihr allgemeiner In⸗ 
halt bei der Einberufung angedeutet war. 

Die Beſchluͤſſe uͤber Abaͤnderungen des Statuts oder Erhoͤhung des 
Grundkapitals beduͤrfen der landesherrlichen Genehmigung. 


Titel IX. 
Verhaͤltniß der Geſellſchaft zur Staatsregierung. 
Artikel 47. 
Die Koͤnigliche Regierung iſt befugt, einen Kommiſſar zur Wahrneh⸗ 


mung des Aufſichtsrechts für beſtaͤndig oder für einzelne Fälle zu beſtellen. 
(Nr. 4735.) 5 Dieſer 
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Dieſer Kommiſſar kann nicht nur den Geſellſchaftsvorſtand, die Gene⸗ 
ralverſammlung, oder ſonſtige Organe der Geſellſchaft guͤltig zuſammen beru⸗ 
fen und ihren Berathungen beiwohnen, ſondern auch jederzeit von den Buͤchern, 
Rechnungen, Regiſtern und ſonſtigen Verhandlungen und Schriftſtuͤcken der 
Geſellſchaft, ihren Kaffen und Anſtalten, Einſicht nehmen. 


Tranſitoriſche Beſtim mungen. 


Artikel 48. 


Es wird hierdurch den Mitſtiftern der Geſellſchaft, Herren Theodor 
Croon und Anton Lamberts, und zwar beiden zuſammen, ſowie jedem fuͤr ſich 
allein im Falle der Abweſenheit des Andern, mit dem Rechte der Subſtitution 
Auftrag und Vollmacht ertheilt, die landesherrliche Genehmigung nachzuſuchen, 
ſowie diejenigen Abaͤnderungen der Statuten und Zuſaͤtze zu denſelben Namens 
der Kontrahenten anzunehmen, welche die Staatsregierung vorſchreiben oder 
empfehlen wird. i 

Dieſe Abaͤnderungen ſollen für ſaͤmmtliche Kontrahenten, fuͤr alle in Ge⸗ 
maͤßheit des Artikels 1. dieſes Statuts beitretenden Aktionaire ebenſo rechts⸗ 
verbindlich ſein, als wenn ſie woͤrtlich in dem gegenwaͤrtigen Statute aufge⸗ 
nommen waͤren. 


Schema 
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ſchnei⸗ 


Talon. 


Schema A 


Auszu⸗ 200 Thaler. 


dae“ Gladbacher Druckerei und Appretur. 


Urkunde vom... ‚ten 31 


Aktie 


und Pflichten. 


Gladbacher Druckerei und Appretur. 


Dieſer Aktie ſind zehn Dividendenſcheine pro 
„ 185. bis .... ..... 186. einſchließ⸗ 
lich nebſt Talon beigefuͤgt. 
Ausgefertigt Gladbach, den „ten .... ... 185. 
Der berwaltungsrath. 
Trockener (Eigenhaͤndige Unterſchrift 
Stempel. zweier Mitglieder.) 
Dieſer Talon 5 
wird gebunden 
und beruht im 
f (Eingetragen sub Fol, ..... (Eigenhändige Unterſchrift des 
ee des Registers) Kontrol⸗Beamten.) 
W 200 Thaler. 


Jahrgang 1857. (Nr. 4735.) 


Gegruͤndet durch notariellen Vertrag vom .. 
e 1850, beftätigt durch g c 


—Lk—ͥ cr 2ñf * 


uͤber 


Zweihundert Thaler Preußiſch Kurant. 


Der Inhaber iſt an der Gladbacher Druckerei 
und Appretur fuͤr den Betrag von 
Zweihunder 


betheiligt und hat alle ſtatutenmaͤßigen Rechte 


t Thalern 


ten 


200 Thaler. 


Gladbacher Druckerei und Appretur. 


2 
ee 


Anweiſung zur Aktie A 


(Eigenhaͤndige Unterſchrift des Kontrol» Beamten.) 


a (Trodener Stenpel.) f 
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(Rückſeite.) 


Allerhöchſte Beſtätigungs Urkunde und Auszug aus dem 
Gefellfchafts - Statut, 


Wir Friedrich Wilhelm, c. 


(Sodann inser. die, die Rechte und Pflichten der Aktionaire 
betreffenden Statuts- Paragraphen, ſoweit -nöthig und 
zweckmaͤßig.) 


Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Düffelborf pro 185.., Stuͤck e. 


Schema B. 


(Ir. 4735.) 


2. 


1. 
Gladbacher Druckerei und Appretur. 


Dividendenſchein 
zu der Aktie JR 

en Der Inhaber empfängt am 15. April 

Stempel. ) 185. gegen dieſen Schein an der Geſell⸗ 
ſchaftskaſſe in Gladbach oder an den bekannt zu machen⸗ 
den Stellen die ſtatutmäßig ermittelte Dividende für das 
Geſchaftsjahr 185. 

(Unterſchrift zweier Mitglieder 


per Facsimile.) 


Eingetragen Fol. (Eigenhändige Unterſchrift des 
Kontrol-Beamten.) 
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(Nückſeite.) 


— Ob. ĩᷣͤ 
Zahlbar am 15. April 185. 
Für das Geſchäftsjahr pro 
— — 


§. 42. Die Dividenden verjähren zu Gunſten der 
| Geſellſchaft nach Ablauf von fünf Jahren, 5 g 
von dem Tage ab gerechnet, an welchem die⸗ 
ſelben zahlbar geſtellt find, 


Redigirt im Büreau des Staats- Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerel 
(N. Decker), 


